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– 

 
Fraktion AfD 

 

 

Prüfungsrechte bei kommunalen Beteiligungsunternehmen erweitern und stärken  

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

Die Landesregierung wird aufgefordert, 

 

1. sich gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften der Bundesrepublik Deutschland 

für eine Änderung des § 53 des Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechts des 

Bundes und der Länder einzusetzen, nach der eine Gebietskörperschaft bereits bei min-

destens einem Anteil von einem vierten Teil der Anteile an einem Unternehmen mit ei-

gener Rechtspersönlichkeit eine Prüfung nach § 53 verlangen kann und 

 

2. im Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt bei einer Beteiligung von 

Kommunen an Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, bei einer Beteiligung 

von mindestens dem vierten Teil der Anteile der Unternehmen, dem Landesrechnungs-

hof Prüfrechte gemäß der §§ 136 bis 142 Kommunalverfassungsgesetz unabhängig von 

der Einwohnerzahl zwingend und vollumfänglich einzuräumen. 

 

 

 

Begründung 

 

Mit Beschluss vom 13.12.2022 (4 L 80/22) hat das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt 

einen Rechtsstreit des Salzlandkreises mit dem Landesverwaltungsamt letztinstanzlich been-

det. Zuvor hatte die Kreistagsmehrheit mehrfach die Prüfung von kommunalen ÖPNV-

Gesellschaften mit kommunalen Mehrheitsbeteiligungen abgelehnt. Gerichtlich entschieden 

muss nunmehr der Salzlandkreis dem Landesrechnungshof die Prüfbefugnis für die Betriebe 

nach § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz einräumen. Der Rechtsstreit zeigt einmal mehr den 

gesetzlichen Regelungsbedarf des Landes. Derzeit verweist § 140 Absatz 3 Kommunalverfas-
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sungsgesetz für die Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit mit kom-

munaler Beteiligung lediglich auf die Befugnisse nach §§ 53 und 54 Haushaltsgrundsätzege-

setz des Bundes und der Länder, auf deren Einräumung die Kommunen „hinzuwirken“ hät-

ten. Dies lässt offensichtlich Raum für Verwaltungsrechtsstreitigkeiten, die Prüfungen des 

Landesrechnungshofes jahrelang verzögern. Es bedarf jedoch auch mehr als einer landes-

rechtlichen Klarstellung im Sinne des gemeinsamen Rechts des Bundes und der Länder.  

 

Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir zugleich die Landesregierung veranlassen, auf Bun-

desebene den Rahmen des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu erweitern und sich für eine Aus-

dehnung der Prüfbefugnis der Prüfbehörden auf alle Unternehmen mit eigener Rechtsper-

sönlichkeit mit kommunalen Beteiligungen von mindestens einem Viertel der Anteile einzu-

setzen. Der Antrag fordert in einem zweiten Schritt, diesen erweiterten bundesrechtlichen 

Rahmen für Sachsen-Anhalt unabhängig von der Einwohnerzahl der Kommune in § 137 Ab-

satz 1 Satz 2 des Kommunalverfassungsgesetzes mit Prüfbefugnis des Landesrechnungshofes 

zur überörtlichen Prüfung umzusetzen. Die Prüfbefugnis der kommunalen Prüfungsämter 

bleibt unberührt.  

 

 

 

Ulrich Siegmund  

Fraktionsvorsitz  

 


